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Klimapolitik liegt im ureigenen Interesse 
Deutschlands und Europas. Sie schützt 
vor hohen wirtschaftlichen Schäden und 
existenziellen Risiken des Klimawandels. 
Auch unilaterale Maßnahmen bringen 
bereits direkten Nutzen: sinkende Im-
portpreise für Energie, unabhängigere 
und resiliente Energieversorgung, gerin-
gere finanzielle Spielräume geopoliti-
scher Rivalen und positive Effekte auf 
das Gesundheitssystem durch bessere 
Luftqualität. Damit ambitionierte Politik 
mehrheitsfähig bleibt, müssen Kosten 
und Nutzen fair verteilt, effiziente Instru-
mente genutzt und die Bevölkerung in 
Entscheidungsprozesse einbezogen wer-
den.

Ein zentrales Problem ist die zeitliche 
Schieflage: die Kosten der Transformati-
on entstehen heute, Nutzen durch ver-
miedene Klimaschäden oft erst künftig. 
Eine „grün-goldene Regel“ der Staats-
verschuldung könnte helfen: Neuver-
schuldung ist zulässig, solange sie den 
Wert der durch Klimapolitik vermiedenen 
heutigen und zukünftigen Schäden nicht 
übersteigt. So werden Lasten generatio-
nengerecht verteilt und Fehlanreize be-
grenzt.

Auch die soziale Verteilung heutiger Kos-
ten ist entscheidend. CO2-Bepreisung ist 
effizient, wirkt aber ungleich auf ver-
schiedene Einkommens- und Gesell-
schaftsgruppen, insbesondere im sehr 
heterogenen PKW- und Gebäudebestand. 
Förderprogramme mindern Belastun-
gen, sind aber tendenziell in Summe teu-
rer als eine CO2-Bepreisung. Deutschland 
braucht ergänzende Instrumente wie ein 
Gebäudeklimageld oder gezielte Investi-
tionsabgaben auf neue fossile Technolo-
gien, um Effizienz und Gerechtigkeit zu 
verbinden.

Für Akzeptanz sorgen zudem Transpa-
renz und Mitgestaltung. Werden bei-
spielsweise Finanzierungskosten von 
Förderprogrammen offengelegt, steigt 
die Zustimmung zu CO2-Bepreisung in 
der Bevölkerung. Bürgerdialoge zeigen 
außerdem: Klimapolitik gilt als gerecht, 
wenn Verursacherprinzip und Zahlungs-
fähigkeit kombiniert werden.

KERNAUSSAGEN
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Dabei sind folgende Faktoren essentiell: 

i. angemessene Verteilung der Kosten 
der Klimapolitik über verschiedene 
Generationen durch Staatsverschul-
dung, 

ii. Minimierung der Gesamtkosten 
durch effiziente Politikmaßnahmen 
und Verteilung der anfallenden Kos-
ten so, dass keine finanziellen Här-
ten entstehen sowie 

iii. ein gesellschaftlicher Aushand-
lungsprozess über den Politikmix 
unter einer systematischen Berück-
sichtigung der Perspektiven von 
Bürgerinnen und Bürgern. 

Klimapolitik ist mehr als globale Verant-
wortung – sie ist im ureigenen ökonomi-
schen, sicherheitspolitischen und ge-
sundheitlichen Interesse Europas. Aller-
dings ist Klimapolitik auch mit erhebli-
chen Kosten verbunden. Gerade im Kon-
text der aktuellen geopolitischen Konflik-
te und struktureller Probleme wie büro-
kratische Komplexität, hohe Energiekos-
ten und geringes Wirtschaftswachstum6

sinkt die Bedeutung von Umwelt- und 
Klimaschutz im Bewusstsein der Bürge-
rinnen und Bürger.7 Darunter kann ins-
besondere die gesellschaftliche Unter-
stützung für ambitionierte Klimaziele lei-
den. Gleichwohl ist gesellschaftlicher 
Rückhalt für eine erfolgreiche Klimapoli-
tik unerlässlich. In diesem Kurzdossier 
wollen wir aufzeigen, wie auch ambitio-
nierte Klimapolitik die Mehrheit der Ge-
sellschaft gewinnen kann. 

6 Siehe Draghi (2024).
7 Siehe Frick et al. (2025). 
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Einen wesentlichen Aspekt für die Akzep-
tanz stellen die Kosten und Nutzen der 
Maßnahmen dar, die sich bei Klimapoli-
tik auf verschiedene Generationen vertei-
len. Die Vorteile der Klimapolitik fallen 
überwiegend in Form von vermiedenen 
Klimaschäden über einen sehr langen 
Zeitraum in der Zukunft an. Die Senkung 
von Emissionen stellt damit volkswirt-
schaftlich eine Investition in zukünftige 
Erträge dar, deren Kosten unmittelbar 
zum Zeitpunkt der Reduktion entstehen.

Abbildung 1 illustriert beispielhaft für 

Deutschland, warum das Problem der 
zeitlichen Diskrepanz zwischen Kosten 
und Erträgen („Nutzen”) beim Klima-
schutz besonders groß ist: Aufgrund des 
langen Verbleibs von CO2 in der Atmo-
sphäre ist die Nutzungsdauer von Inves-
titionen in den Klimaschutz beispielswei-
se im Vergleich zu Verkehrsinfrastruktu-
rinvestitionen sehr lang und der relative 
Nutzen für die heutige Generation folg-
lich vergleichsweise gering. Weil ein ge-
wisser Anteil des ausgestoßenen CO2

praktisch für immer in der Atmosphäre 
verbleibt, vermeidet eine eingesparte 
Tonne CO2 über viele Jahrhunderte hin-
weg eine Temperaturerhöhung. Daher 
übersteigen die Erträge aus vermiede-
nen Klimaschäden in der Summe selbst 
bei ambitionierten Reduktionszielen die 
Kosten der Klimapolitik.8 Die mangelnde 
Repräsentation zukünftiger Generatio-
nen im politischen System bewirkt je-
doch, dass gegenwärtige politische Ent-
scheidungstragende unzureichend in die 
Vermeidung künftiger Klimaschäden in-
vestieren.9 

Staatsverschuldung kann dabei helfen, 
die Lasten staatlicher Investitions- und 
Subventionsprogramme für die Steuer-
zahlende zeitlich zu verschieben. Dazu 
zählen auch die fiskalischen Aufwendun-
gen für die Kompensation von Haushal-
ten, die infolge der Transformation be-
sonders hohe Belastungen tragen wür-
den. Auf diese Weise können die fiskali-
schen Kosten mit dem Eintreten des kli-

2. FINANZIERUNG UND INTERGENERA-
TIONELLE LASTENVERTEILUNG

8 Glanemann et al. (2020) zeigen, dass das 2-Grad-Ziel des Pariser Klimaabkommens ökonomisch effizient ist und größere 
Nutzen als Kosten generiert.
9 Siehe Bassetto und Sargent (2006) für eine quantitative Analyse zur Bereitstellung von öffentlichen Gütern mit besonders 
niedrigen Diskontraten.

Abbildung 1: Nutzen einer Investition in ein langlebiges öffentliches Gut anteilig am gesell-
schaftlichen Gesamtnutzen in Abhängigkeit von der Abschreibungsrate aus Edenhofer et al. 
(2025)

Dartsellung am Beispiel CO2-Vermeidung sowie Investitionen in öffentliche Infrastruktur mit einer typischen Nutzungsdauer 
von 20-33 Jahren (bzw. einer Abschreibungsrate von 3-5 Prozent). Der relative Nutzen ist definiert als der Anteil des Nutzens, 
den heutige Generationen erfahren im Vergleich zum Gesamtnutzen, der im Laufe der gesamten Lebensdauer der jeweiligen 
Investition über alle Generationen anfällt. 
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mapolitischen Nutzens zeitlich besser 
synchronisiert werden. Die Frage der Fi-
nanzierung ist daher zentral, wenn es 
um die gerechte Verteilung der Kosten 
und Nutzen von Klimapolitik auf ver-
schiedene Generationen geht.

Allerdings können liberale Verschul-
dungsregeln Regierungen auch dazu ver-
leiten, sich zu stark zu verschulden. Der 
Grund ist ähnlich wie beim Klimapro-
blem die „Kurzfristorientierung“ von Re-
gierungen, die die Kosten der Staatsver-
schuldung – nämlich deren Tilgung – auf 
zukünftige Generationen verschieben.10

Daher wurden in vielen Staaten Fiskalre-
geln eingeführt, die die Verschuldung be-
grenzen. Starre Fiskalregeln verhindern 
zwar exzessive Verschuldung, können im 
Zusammenspiel mit der Kurzfristorientie-
rung aber auch Investitionen in öffentli-
che Güter reduzieren, weil die knappen 
Steuermittel dann überwiegend für kurz-
fristigen Konsum verwendet werden.11

Empirische Studien deuten darauf hin, 
dass diese Befürchtung berechtigt ist.12

Es ist daher zu erwarten, dass Fiskalre-
geln zur Begrenzung der Verschuldung 
auch die Reduktion von Treibhausgasen 
erschweren könnten. Schließlich stellen 
diese auch eine öffentliche Investition 
dar, die aufgrund ihrer Wirkung über 
sehr lange Zeithorizonte besonders stark 
von der Kurzfristorientierung betroffen 
sein könnte. 

Im Rahmen des Kopernikus-Projekts Ari-
adne wurde daher die „Grün-goldene Re-
gel der Klimapolitik” in Anlehnung an 
die „Goldene Regel der Haushaltspolitik“ 
entwickelt.13 Mit dieser Fiskalregel wer-
den Anreize zur effizienten Reduktion 
von Treibhausgasen gesetzt – gleichzei-
tig wird die Verschuldung effektiv be-
grenzt. Die Innovation dabei ist, dass die 
zulässige Neuverschuldung an den Wert 
der jährlichen nationalen Klimainvestitio-
nen geknüpft wird. Als Klimainvestition 
zählt dabei die gesamtgesellschaftliche 
Reduktion von Treibhausgasen (in Ton-

nen CO2-Äquivalenten) gegenüber einem 
Referenzszenario. 

Abbildung 2 stellt die im Rahmen der 
grün-goldenen Regel zulässige Neuver-
schuldung für verschiedene Emissions-
szenarien dar.14 Für die vollständige Ein-
haltung der im Klimaschutzgesetz veran-
kerten Emissionsziele impliziert die Re-
gel ein zusätzlich zulässiges Defizit von 
insgesamt 160 Mrd. € im Zeitraum von 
2020-2030. Da eine Verschuldung nur 
nach erfolgten Emissionsminderungen 
zulässig ist, sind die Mittel nicht zweck-
gebunden und können von der jeweiligen 
Regierung frei eingesetzt werden, bei-
spielsweise auch für Transferzahlungen 
oder rein konsumtive Staatsausgaben. 
Der Spielraum für ein Defizit würde aller-
dings geschmälert, wenn die Minde-
rungsziele nicht erreicht werden. Darin 
liegt ein zentraler Unterschied zur klassi-
schen goldenen Regel, unter der die 
mögliche Neuverschuldung von der Mit-
telverwendung für Neuinvestitionen ab-
hängt. Die Verknüpfung von frei ver-
wendbaren, schuldenfinanzierten Ein-
nahmen mit (erfolgter) Emissionsminde-
rung schafft den wesentlichen Anreiz, 
durch den auch kurzfristorientierte Re-

gierungen effiziente Klimapolitik umset-
zen. Die grün-goldene Regel kann damit 
die Kosten der Klimapolitik fair über die 
Generationen verteilen und vermeidet 
das Risiko exzessiver Neuverschuldung 
ohne ausreichende „Gegenleistung“ bzw. 
Nutzen für zukünftige Generationen. 

Das Konzept der grün-goldenen Regel 
geht auf zwei fundamentale Kritikpunkte 
an der bis 2009 geltenden goldenen Re-
gel der Haushaltspolitik ein, welche ins-
besondere ihre Operationalisierung be-
treffen. Einerseits ist es bei öffentlichen 
Investitionen im Allgemeinen sehr 
schwierig und aufwendig, Ertrag und Ab-
schreibungsrate des jeweiligen Investiti-
onsguts bzw. des öffentlichen Kapital-
stocks zu bestimmen. Bei der goldenen 
Regel sind deshalb die Kosten der Inves-
titionen ausschlaggebend für die Ver-
schuldungshöhe. Für die Regierung be-
steht hierdurch jedoch kein Anreiz, Inves-
titionen mit höherem Ertrag zu priorisie-
ren. Der Ertrag einer Klimainvestition in 
unserem Sinne ist hingegen gleich den 
vermiedenen Klimaschäden. Diese sind 
mit geringem Aufwand eindeutig be-
stimmbar und legen fest, wie viel zusätz-
liche Schulden der Staat im Rahmen der 

Abbildung 2: Erlaubtes Defizit für verschiedene Emissionsszenarien bis 2030
Quelle: Edenhofer et al., 2025

10 Im Englischen „present bias“, siehe Yared (2019) für eine Übersicht. Damit ist gemeint, dass Regierungen allem, was die 
Gegenwart betrifft (bspw. den Zeitraum ihrer Legislatur), ein relativ stärkeres Gewicht beimessen als es aus einer wohl-
fahrtsökonomischen Perspektive oder aus der Perspektive des Kapitalmarkts angemessen wäre. Technisch gesprochen dis-
kontiert die Regierung nicht geometrisch, sondern quasi-geometrisch (oder quasi-hyperbolisch, siehe bspw. Laibson, 1997).
11 Siehe Wissenschaftlicher Beirat beim BMWK (2023).
12 Siehe Venturini (2020), Hack und Janeba (2025) sowie Blesse et al. (2026).
13 Siehe Edenhofer et al. (2025).
14 Siehe Edenhofer et al. (2025) für Details zur Berechnung. 
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grün-goldenen Regel aufnehmen darf. 
Die Regierung hat hierdurch den Anreiz, 
Emissionen möglichst kosteneffizient zu 
senken. Andererseits wird der schwam-
mige Investitionsbegriff der goldenen 
Regel häufig kritisiert, da Regierungen 
diesen nutzen können, um jegliche Aus-
gabe als Investition zu deklarieren. Ein 
möglicher Ausweg ist die aufwendige 
Einzelfallprüfung des Investitionscharak-
ters jedes Ausgabenpostens. Die für die 
grün-goldene Regel relevanten Größen 

hingegen können, basierend auf der be-
stehenden empirischen Forschung, von 
einem Expertengremium festgesetzt 
werden. Diese Einfachheit und Transpa-
renz sind starke Vorteile gegenüber bis-
herigen Regelungen zur Neuverschul-
dung, bei denen es große Spielräume 
gab, Staatsausgaben als Investitionen 
aufzufassen. 



7

Die intergenerationale Verteilung der 
Kosten von Klimapolitik ist entscheidend 
dafür, in welchem Umfang die heutige 
Generation bereit ist, in Klimaschutz zu 
investieren.  Akzeptanz und Ambitions-
grad der Klimapolitik hängen allerdings 
auch davon ab, welche unmittelbaren 
Kosten auf die heutige Gesellschaft zu-
kommen und wie diese zwischen den un-
terschiedlichen Bevölkerungsgruppen 
aufgeteilt sind. Diese beiden gegenwärti-
gen Effekte sind wiederum direkt abhän-
gig von der Wahl der klimapolitischen In-
strumente. Ein Ariadne-Report vergleicht 
deshalb für die Klimapolitik zentrale 
wirtschaftspolitische Paradigmen im Hin-
blick auf Kosteneffizienz, vertikale und 
horizontale Verteilungseffekte15 sowie 
gesellschaftliche Akzeptanz16. 

Anreize für privatwirtschaftliche Emissi-
onsminderungen können grundsätzlich 
durch (1) CO2-Bepreisung in Form von 
Steuern, Abgaben und Handelssyste-
men, (2) Förderprogramme oder (3) ord-
nungsrechtliche Vorgaben geschaffen 
werden. Unter allen möglichen Instru-
menten stellt die CO2-Bepreisung die ef-
fizienteste und aus volkswirtschaftlicher 
Perspektive günstigste Option dar, da sie 
einen breiten Anreiz zur Vermeidung 
über alle emissionsfreisetzenden Aktivi-
täten hinweg setzt und durch die hohe 
Flexibilität die kostengünstigsten Ver-
meidungspotenziale zuerst erschlossen 

werden. Ein mit den deutschen und euro-
päischen Klimazielen konformer CO2-
Preis von mehreren hundert Euro pro 
Tonne auf Heiz- und Treibstoffe würde je-
doch nicht nur eine generell hohe Belas-
tung bedeuten, sondern auch stark vari-
ierende finanzielle Belastungen zwischen 
– aber auch innerhalb der – verschiede-
nen Einkommensgruppen mit sich brin-
gen. 

Eine alternative Emissionssteuerung 
über Förderprogramme oder Ordnungs-
recht kann dabei eine weniger heteroge-
ne Belastung darstellen. Dies gilt insbe-
sondere, wenn Maßnahmen vor allem 
auf Neuanschaffungen wirken und Haus-
halte damit – im Gegensatz zur CO2-Be-
preisung – stärker im Bestand geschützt 
sind. Allerdings bewirkt dieser Bestands-
schutz sowie geringere Flexibilität zur 
Emissionsminderung in Summe höhere 
volkswirtschaftliche Kosten. Darüber hin-
aus sind auch diese beiden Instrumenta-
rien nicht verteilungsneutral. Vor allem 
unterschiedlich hohe Belastungen, die 
innerhalb einer Einkommensgruppe auf-
treten (bspw. aufgrund von Heizsystem, 
Sanierungsgrad der Wohnung oder 
Kraftstoffverbrauch des genutzten 
PKWs), sind nur begrenzt identifizier- und 
kompensierbar. Daher scheint ein geziel-
ter Mix aus den verschiedenen Ansätzen 
angebracht. 

3. VERTEILUNG HEUTIGER KOSTEN 
UND SOZIALER AUSGLEICH 

15 Vertikale Heterogenität beschreibt ungleiche Belastungen zwischen unterschiedlichen Einkommensgruppen. Horizontale 
Heterogenität tritt im Gegensatz dann auf, wenn Belastungen innerhalb einer Einkommensgruppe variieren, beispielsweise, 
wenn zwei Haushalte mit gleichem Einkommen unterschiedliche Arbeitswege mit dem Verbrenner-PKW zurücklegen. Der 
Haushalt mit dem weiteren Weg trägt höhere Kosten durch den CO2-Preis und wird somit auch relativ zum Einkommen stär-
ker belastet.  
16 Siehe Kellner et al. (2026).
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Hohe CO2-Preise ohne wirksame soziale 
Ausgleichsmechanismen haben in der 
Vergangenheit zu gesellschaftlicher Ab-
lehnung geführt (z.B. Gelbwestenbewe-
gung in Frankreich). Im Vorfeld der Ein-
führung des zweiten europäischen Han-
delssystems (EU-ETS2) für Heiz- und 
Treibstoffe ab 2028, ist dafür auf EU-
Ebene ab 2026 die Einrichtung des Kli-
masozialfonds („Social Climate Fund“ 
oder SCF) vorgesehen. Dieser soll die un-
gleichen Lasten aus einer einheitlichen 
europäischen Bepreisung im Rahmen 
des EU-ETS2 insbesondere zwischen den 
Mitgliedstaaten abfedern. Innerhalb der 
einzelnen Staaten sind die zugeteilten 
Mittel aus dem SCF für Maßnahmen re-
serviert, die Belastungen für benachtei-
ligte Haushalte, Kleinstunternehmen 
und Verkehrsnutzende reduzieren. Der 
Fonds stellt den Mitgliedstaaten Mittel 
bereit, mit denen sie direkte, befristete 
Einkommenshilfen finanzieren, Investiti-
onen in die Energieeffizienz und Dekar-
bonisierung von Gebäuden fördern sowie 
den Zugang zu emissionsarmer Mobilität 
verbessern können. Um die Mittel aus 
dem SCF abrufen zu können, waren die 
Mitgliedstaaten aufgefordert, bis zum 
30. Juni 2025 einen Klimasozialplan 
(„Social Climate Plan“ oder SCP) zu er-
stellen und der Kommission vorzulegen. 
Laut einer Stellungnahme des Bundes-
umweltministeriums vom 30. Juni 
2025 sollte der Plan spätestens bis 
Ende 2025 vorgelegt werden.17 Ende Fe-
bruar 2026 hatten lediglich fünf EU-Mit-
gliedstaaten ihre Pläne eingereicht18 und 
der deutsche SCP befindet sich weiterhin 
in Ausarbeitung. Laut Artikel 5 der Ver-
ordnung zum Klima-Sozialfonds müssen 
die Mitgliedstaaten eine öffentliche Kon-
sultation mit lokalen und regionalen Be-
hörden, Vertretern der Wirtschafts- und 
Sozialpartner, einschlägigen Organisati-
onen der Zivilgesellschaft, Jugendorgani-
sationen und sonstigen Interessenträ-
gern durchführen. Bislang liegen keine 
Hinweise auf ein solches öffentliches 
Konsultationsverfahren in Deutsch-
land vor.

Bereits in ihren aktualisierten Nationalen 
Energie- und Klimaplänen (NECPs) muss-
ten die Mitgliedstaaten Verteilungswir-
kungen analysieren, Energiearmut erfas-
sen sowie Ziele und Maßnahmen zur Ent-
lastung von Haushalten und Unterneh-
men formulieren. Eine vergleichende 
Analyse der NECPs im Rahmen des Pro-
jekts Ariadne zeigt, dass viele NECPs – 
insbesondere der deutsche – hinter die-
sen Anforderungen zurückbleiben.19 Im 
deutschen NECP fehlen eine Definition 
von Energiearmut, Indikatoren, quantita-
tive Schätzungen sowie politische Ziel-
setzungen. Darüber hinaus enthält der 
deutsche NECP kaum aussagekräftige 
Informationen über verteilungspolitische 
Implikationen des EU-ETS2, welche Be-
völkerungsgruppen davon besonders be-
troffen sein werden oder Erläuterungen, 
wie der im NECP festgelegte politische 
Rahmen zur Ausarbeitung des SCP bei-
tragen wird und wie die Kohärenz zwi-
schen beiden Planwerken sichergestellt 
werden soll. 

Zudem wird aus der vergleichenden 
NECP-Analyse ersichtlich, dass Deutsch-
land im Vergleich zu anderen EU-Län-
dern nur über wenig zielgruppenspezifi-
sche bzw. sozial gestaffelte Förderpro-
gramme im Bereich der Energie- und Kli-
mapolitik verfügt. Eine Ausnahme stellt 
hier beispielsweise der einkommensab-
hängige Fördersatz für Wärmepumpen 
in der Bundesförderung für effiziente Ge-
bäude (BEG) dar. Insbesondere im Be-
reich der energetischen Gebäudesanie-
rung besteht politischer Handlungs- und 
Optimierungsbedarf, um Zugang zu zins-
günstigen Krediten auch für einkom-
mensschwache Haushalte zu ermögli-
chen.20 Trotz des Fokus im Klimasozial-
fonds auf die Entlastung besonders stark 
betroffener Gruppen sind die darin vor-
gesehenen Budgets und möglichen Maß-
nahmen alleine nicht ausreichend, um 
heterogene CO2-Preis-Kosten umfassend 
abzufedern. Dies liegt zum Teil daran, 
dass die Mittel im SCF insbesondere für 

Deutschland nur einen kleinen Teil der 
Einnahmen aus dem EU-ETS2 umfassen 
und damit auch die Gesamtbelastung 
nur anteilig abdecken. Die finanzielle 
Ausstattung des SCF reicht lediglich 
dazu aus, die höchsten Belastungsspit-
zen zu glätten. Während Deutschland im 
Gesamtzeitraum von 2026 bis 2032 je 
nach Höhe des Preises im EU-ETS2 bis zu 
7,1 Mrd. € aus dem SCF zustehen, belau-
fen sich die Gesamtkosten aufgrund des 
nationalen CO2-Preises auf Wärme und 
Mobilität für private Haushalte alleine im 
Jahr 2025 auf geschätzt ca. 11 Mrd. €.21

Der Großteil der deutschen Einnahmen 
aus der CO2-Bepreisung wird daher wei-
terhin dem nationalen Klima- und Trans-
formationsfonds (KTF) zufließen. Zum an-
deren sind bisher diskutierte Kompensa-
tionsformen wie ein Pro-Kopf-Klimageld 
zwar in der Lage, die durchschnittliche 
Belastung durch den CO2-Preis auszu-
gleichen, die vorrangig auf starke Unter-
schiede im Bestand zurückzuführende 
Heterogenität in der Belastung bleibt je-
doch weiter bestehen.22 Aus diesem 
Grund wurden im Rahmen der Ariadne-
Forschung neuartige Ansätze zur Kom-
pensation entwickelt und Grundprinzipi-
en der klimapolitischen Intervention be-
trachtet, die eine effektive Reduktion der 
Kostenheterogenität erlauben. Prinzipiell 
ließe sich bei einer CO2-Bepreisung im 
Gebäudesektor die Belastung für alle 
Haushalte größtenteils vermeiden, wenn 
auf eine komplexere Rückerstattungs-
form wie ein Gebäudeklimageld zurück-
gegriffen wird. Durch die Kategorisierung 
des Gebäudebestands in Gruppen an-
hand von für die Kostenbelastung ent-
scheidenden Kriterien werden bedarfsge-
naue, pauschale Rückerstattungen er-
möglicht, ohne die Lenkungswirkung 
und Kosteneffizienz des CO2-Preises ein-
zuschränken.23 Die Kategorisierung des 
Gebäudebestands wäre jedoch mit zu-
sätzlichem, administrativem Aufwand 
und Kosten im Vergleich zu bürokratisch 
weniger komplexen Optionen wie dem 
Pro-Kopf-Klimageld verbunden. Als Alter-

17 Siehe BMUKN (2025).
18 Siehe European Commission Directorate-General for Employment, Social Affairs and Inclusion (2026).
19 Siehe Krug et al. (2025).
20 Siehe Krug et al. (2025), Braungardt et al. (2024), Knopf et al. (2024) und Stiftung Klimaneutralität (2025).
21 Siehe BMUKN (2025) sowie eigene Berechnungen basierend auf https://mcc-berlin.shinyapps.io/co2preisrechner/.  
22 Siehe beispielsweise Kellner et al. (2023) und Bach et al. (2024) für eine Analyse der heterogenen Belastung im Gebäude-
sektor unter verschiedenen Rückerstattungsansätzen bzw. Bach et al. (2025) für regionale Rückerstattungsmaßnahmen. 
23 Entscheidend ist hierbei nicht lediglich auf aktuelle oder historische Kosten abzustellen, sondern Faktoren, die über den 
optimalen Transformationszeitpunkt entscheiden, ebenfalls zu berücksichtigen. Siehe Kalkuhl et al. (2024b) für eine detail-
lierte Erläuterung zum Gebäudeklimageld und Kalkuhl et al. (2024a) für eine Einbettung in einen wohlfahrtsökonomischen 
Rahmen. 

https://mcc-berlin.shinyapps.io/co2preisrechner/
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native wäre deshalb auch denkbar, den 
CO2-Preis als vorgelagerte, einmalige In-
vestitionsabgabe auf Neuanschaffungen 
von fossilen Technologien (bspw. Ver-
brenner-PKW und Öl- oder Gasheizung) 
und Neubauten anzuwenden. Somit 
bleibt die kosteneffiziente Steuerung von 
Emissionen für Investitionen erhalten 
und wird sogar sichtbarer bzw. wirksa-
mer für Individuen, die zukünftige CO2-
Preis-Zahlungen nicht vollständig in ihrer 
Investitionsentscheidung berücksichti-
gen.24 Gleichzeitig wird der Bestand von 
den Kosten der CO2-Bepreisung befreit 
und somit die Kostenheterogenität auch 
ohne Rückerstattung adressiert. Um 

auch im Bestand auf eine Erreichung der 
Klimaziele hinzuwirken und eine klima-
politisch erwünschte frühere Transfor-
mation anzustoßen, wären zusätzliche 
Instrumente aus dem Bereich der För-
derpolitik, moderater CO2-Preise oder 
ordnungsrechtlicher Vorgaben erforder-
lich.25

24 Siehe Antweiler (2025). Individuen, die zukünftige Zahlungen zu gering bewerten (d.h. hyperbolisch diskontieren), würden 
bei einer heutigen Investitionsentscheidung zukünftige CO2-Preise nicht voll berücksichtigen. Fällt der CO2-Preis dagegen 
vorgelagert als Investitionsabgabe an, tritt dieses Problem nicht auf.
25 Siehe Kellner et al. (2026).
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Um Akzeptanz und gesellschaftliche 
Tragfähigkeit effektiver Klimapolitik 
langfristig sicherzustellen, ist es zentral 
zu verstehen, welche Aspekte aus Sicht 
der Bevölkerung von Bedeutung sind. Öf-
fentlicher Widerstand kann die Imple-
mentierung konkreter Maßnahmen ver-
hindern.26 Zugleich ist Klimaschutz für 
viele Menschen ein zentrales Anliegen. 
So zeigt die nachfolgend vorgestellte Ari-
adne-Untersuchung, dass über die Hälfte 
der Befragten der Aussage zustimmen, 
dass heute finanzielle Mittel für den Kli-
maschutz zur Verfügung gestellt werden 
müssen, um zukünftige Schäden zu ver-
meiden.27 Dies deckt sich mit der konti-
nuierlich hohen Unterstützung für Klima-
schutz in anderen Befragungen und der 
hohen Gewichtung von Klimaschutz im 
Vergleich zu anderen politischen The-
men.28

4.1 Umfrageexperiment zu den 
Präferenzen der Bürgerinnen und 
Bürger

Die Akzeptanz von Klimapolitik im Allge-
meinen sowie von einzelnen Politikin-
strumenten ist in den vergangenen Jah-
ren mehrfach umfassend untersucht 
worden.29 Umfragen und Experimente 
zeigten wiederholt, dass Förderprogram-
me gegenüber einer CO2-Bepreisung be-
vorzugt werden.30

Im Rahmen eines Ariadne-Umfrageexpe-
riments wurde näher untersucht, inwie-
fern diese Präferenz auf unterschiedliche 
Sichtbarkeit von Kosten und Nutzen der 
beiden Instrumente zurückzuführen ist: 
Während bei Förderungen die Auszah-
lung im Vordergrund steht, sehen Bürge-
rinnen und Bürger bei der CO2-Beprei-
sung in erster Linie zusätzliche Kosten 
auf ihrer Tank- oder Heizkostenabrech-
nung. Förderungen gehen allerdings 
auch mit Kosten für die Bevölkerung ein-
her: Sie müssen entweder durch Steuer-
erhöhungen, Einsparungen an anderer 
Stelle im Staatshaushalt oder Neuver-
schuldung finanziert werden.31 Die Kos-

4. ROLLE VON INFORMATIONEN UND 
DIALOG FÜR GESELLSCHAFTLICHE 
AKZEPTANZ

26 Siehe Thalmann (2004) und Carattini et al. (2017).
27 Von den 2.711 Befragten stimmen 58 % der Aussage „Wenn wir heute nicht genügend finanzielle Mittel für den Klima-
schutz zur Verfügung stellen, werden uns die Folgen des Klimawandels noch teurer zu stehen kommen.” eher oder voll und 
ganz zu (Kalkuhl et al. 2026).
28 Siehe z.B. PACE (2025), Wolf et al. (2023) und Infratest (2023). Während die zweĳährliche Studie zum Umweltbewusstsein 
des Umweltbundesamts zuletzt eine sinkende Bedeutung von Klimaschutz relativ zu Gesundheit, Bildung und wirtschaftli-
cher Entwicklung verzeichnet, bleibt die wahrgenommene Relevanz absolut gesehen auf einem hohen Niveau (Frick et al. 
2025).
29 Siehe unter anderen Bergquist et al. (2022), Carattini et al. (2018), Drews und van den Bergh (2016), Klenert et al. (2018), 
Köppl und Schratzenstaller (2022), Maestre-Andrés et al. (2019), Sterner et al. (2024), Steg (2023), Hofmann und Grelle 
(2025), Carattini et al. (2024), Kellner et al. (2025).
30 Siehe Carattini et al. (2018), Cherry et al. (2012), Heres et al. (2017), Eriksson et al. (2008), Dabla-Norris et al. (2023), An-
dreassen et al. (2024) und Hagemeyer et al. (2024).
31 Staatsschulden gehen mit Kosten für Bürgerinnen und Bürger in der Zukunft einher, da zukünftige Regierungen in ihrem 
Handlungsspielraum dann beschränkt sind (Wissenschaftlicher Beirat beim BMWK, 2023).
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ten für Förderungen gehen dabei im 
Staatshaushalt auf, sodass einzelne 
Steuern und Abgaben nicht direkt der Fi-
nanzierung von Förderprogrammen zu-
geordnet werden können.32

Vom 24. Juni bis zum 19. Juli 2024 wur-
den ca. 3.000 Menschen in Deutschland 
zu ihren klimapolitischen Präferenzen 
befragt.33 Hierzu wurden die Befragten 
zufällig in zwei Treatmentgruppen und 
eine Kontrollgruppe unterteilt. Alle Grup-
pen hatten den Auftrag zu entscheiden, 
zu welchen Anteilen Förderprogramme 
oder ein CO2-Preis eingesetzt werden 
sollten, um die deutschen Klimaziele für 
das Jahr 2030 zu erreichen. Während die 
Kontrollgruppe keinerlei zusätzliche In-
formationen über die Kosten der Instru-
mente erhielt, wurden die beiden Treat-
mentgruppen darüber informiert, welche 
monatlichen Kosten für den Durch-
schnittshaushalt durch die CO2-Beprei-
sung sowie Finanzierung von Förderun-
gen anfallen. Die erste Treatmentgruppe 
konnte sich zwischen sehr kosteneffizien-
ten34 Förderprogrammen und einem 
CO2-Preis entscheiden. Hier stiegen die 
Gesamtkosten für Haushalte ähnlich 
stark an, unabhängig davon, ob Klima-
schutz über Förderprogramme oder mit-
tels CO2-Bepreisung präferiert wurde. 
Obwohl eine solche Förderung theore-
tisch denkbar ist, zeigt die Evaluierung 
von Gebäudeförderprogrammen in 
Deutschland, dass die Kosten der Ver-
meidung einer Tonne CO2 über Förderun-
gen deutlich höher sein können als die 
eingangs diskutierten CO2-Preise.35 Für 
die zweite Treatmentgruppe standen da-
her weitaus weniger kosteneffiziente För-
derprogramme zur Wahl. Dementspre-
chend gingen Subventionen im Klimapo-
litikmix mit höheren Kosten für den 
Durchschnittshaushalt einher, die sich in 
höheren Steuersätzen zur Finanzierung 
der Förderprogramme niederschlugen. 

Das Experiment liefert zwei zentrale Er-
kenntnisse über die klimapolitischen 
Präferenzen der Bevölkerung. Erstens 
wählen alle Gruppen einen Förderanteil 
im klimapolitischen Mix von mehr als 
50 %. Das heißt, mehr als die Hälfte der 
zu vermeidenden Emissionen soll über 
Förderprogramme eingespart werden. 
Die Förderung klimafreundlicher Investi-
tionen stellt somit eine bedeutende Säu-
le der gesellschaftlich gewünschten Kli-
mapolitik dar, selbst wenn dies mit ge-
samtwirtschaftlich höheren Kosten sowie 
höheren Steuern verbunden ist. Zweitens 
führt eine transparente Kommunikation 
der klimapolitisch bedingten, individuel-
len Mehrkosten dazu, dass die Befragten 
in der Treatmentgruppe mit weniger 
kosteneffizienten Förderprogrammen ei-
nen signifikant höheren Anteil der CO2-
Bepreisung wählen. Über hohe Förder-
kosten informierte Menschen bevorzu-
gen, dass 47 % der Emissionen über den 
CO2-Preis eingespart werden. Im Ver-
gleich dazu betrug der gewünschte An-
teil in der Gruppe mit geringen Förder-
kosten 40 % und in der uninformierten 
Kontrollgruppe lediglich 38 %.36 Die Ari-
adne-Befragung zeigt somit, dass die 
vielfach beobachtete, starke Präferenz 
für Förderprogramme zumindest teilwei-
se auf eine unklare Informationslage be-
züglich der Kosten klimapolitischer In-
strumente seitens der Bürgerinnen und 
Bürger zurückgeführt werden kann. 

Im Rahmen der Studie wurden die Teil-
nehmenden zudem danach gefragt, wel-
che Instrumente zur Finanzierung von 
Förderprogrammen sie bevorzugen und 
wie sie die gesellschaftliche Verteilung 
der entsprechenden finanziellen Belas-
tung einschätzen. Abbildung 3 zeigt, 
dass die Befragten bei der Mehrzahl der 
Finanzierungsoptionen die Belastung 
vorrangig bei Haushalten mit niedrigen 
und mittleren Einkommen sehen. Aus-
nahmen bilden hierbei lediglich eine Er-
höhung der Staatsverschuldung, die zu 

Lasten zukünftiger Generationen veror-
tet wird oder eine Erhöhung des Spitzen-
steuersatzes. Unternehmen werden nur 
bei einer Erhöhung des CO2-Preises oder 
der Kürzung anderer Staatsausgaben 
vermehrt als am stärksten belastet ein-
gestuft. Rund ein Viertel der Befragten 
betrachtet zukünftige Generationen als 
am stärksten durch Kürzungen anderer 
Ausgaben betroffen.

Die Präferenzen bezüglich der Finanzie-
rungsquelle für Klimaschutzmaßnahmen 
sind in Abbildung 4 dargestellt. Mit ei-
nem Anteil von je etwa 30 % bevorzugt 
eine Mehrheit der Befragten entweder 
die Finanzierung mittels einer Erhöhung 
des Spitzensteuersatzes oder Kürzungen 
bei anderen Staatsausgaben. Eine Erhö-
hung des CO2-Preises liegt mit 14 % auf 
dem dritten Platz. Staatsverschuldung 
sowie die Erhöhung der Einkommen- 
oder Mehrwertsteuer schneiden mit 
deutlich unter 10 % Zustimmung am 
schlechtesten ab. Wie die qualitativen Er-
kenntnisse aus der Ariadne-Bürgerdeli-
beration im nächsten Abschnitt zeigen, 
wird Staatsverschuldung unter strengen 
Vorgaben für die Mittelverwendung von 
Bürgerinnen und Bürgern positiver be-
wertet. Dennoch stellt die öffentliche 
Skepsis gegenüber Neuverschuldung 
eine polit-ökonomische Herausforderung 
für die Umsetzung der grün-goldenen 
Verschuldungsregel in der Praxis dar. 

4.2 Einblicke aus der Bürgerdelibera-
tion: Das „Warum“ hinter den 
Meinungen

Aus diesen Beobachtungen ergeben sich 
verschiedene Fragen, die im Rahmen ei-
nes quantitativen Befragungsexperi-
ments nur begrenzt beantwortbar sind. 
So können individuelle Begründungen 
hinter der starken Präferenz für Förde-
rungen nicht identifiziert werden. Zudem 
mussten sich die Befragten bei der Aus-
wahl ihrer präferierten Förderfinanzie-

32 Im Rahmen des Klima- und Transformationsfonds (KTF) werden Förderprogramme für Klimaschutzmaßnahmen zwar pri-
mär über CO2-Preis-Einnahmen finanziert, für eine vorrangige Zielerreichung über Subventionen wären jedoch umfassendere 
Mittel aus weiteren Quellen erforderlich. 
33 Siehe Kalkuhl et al. (2026).
34 Kosteneffizienz definiert die Kosten, die die Vermeidung einer Tonne CO2 erzeugt. Im sehr kosteneffizienten Treatment 
sind die Kosten für beide Politikinstrumente gleich hoch. Im weniger kosteneffizienten Treatment müssen deutlich höhere 
Förderungen ausgezahlt werden, um eine Tonne CO2 zu vermeiden. Dies kann bspw. durch Verwaltungskosten oder Mitnah-
meeffekte getrieben sein.
35 Siehe Heinrich et. al (2025).
36 Die Befragten konnten im nächsten Schritt entscheiden, ob sie den gewählten Politikmix unterstützen oder ablehnen. Wir 
finden hierbei durchweg starke Unterstützung: 87 % Zustimmung in der Kontrollgruppe, 79 % in der Treatmentgruppe mit 
niedrigen und 76 % in der Treatmentgruppe mit hohen Förderkosten.
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rung (siehe Abb. 4) nicht mit Zielkonflik-
ten auseinandersetzen. Die Konsequen-
zen verringerter Staatsausgaben in an-
deren Bereichen werden beispielsweise 
nicht konkretisiert. Diese Aspekte verlan-
gen ein interaktives Format, das Rück-
fragen erlaubt und eine tiefergehende 
Diskussion ermöglicht. Daher wurde 
komplementär eine Deliberation mit ei-
ner ausgewählten Gruppe von Bürgerin-
nen und Bürgern durchgeführt. 

Die Bürgerdeliberation fand im Juni 
2024 mit 50 zufällig ausgewählten Per-
sonen aus ganz Deutschland statt.37 Im 
Mittelpunkt der Veranstaltung standen 
CO2-Bepreisung und Förderprogramme 
sowie Möglichkeiten zur Finanzierung kli-
mapolitischer Maßnahmen durch Steuer-
erhöhungen und Neuverschuldung. Ne-
ben den Diskussionen im Plenum und in 
Kleingruppen wurden die Teilnehmen-
den jeweils vor und nach der Veranstal-
tung zu ihrer Einstellung in Bezug auf 
verschiedene Politikmaßnahmen befragt. 
Es zeigt sich, dass der dialogische Aus-
tausch zum einen zu Veränderungen in 
den Zustimmungen zu einzelnen Politik-
maßnahmen führt und zum anderen zu 
einer Ausdifferenzierung der Begründun-
gen.38

Im Hinblick auf die Frage, ob und in wel-
cher Weise der Staat Klimaschutz umset-
zen und finanzieren sollte, hoben die 
Teilnehmenden der Bürgerkonferenz 
hervor, dass das Verursacherprinzip 
grundsätzlich als gerecht empfunden 
wird, jedoch durch das Prinzip der Zah-
lungsfähigkeit ergänzt werden müsse. 
Abbildung 5a veranschaulicht, dass nach 
der Bürgerkonferenz ein deutlich größe-
rer Anteil der Teilnehmenden bereit war, 
höhere Kosten für fossile Brennstoffe zu 
tragen, um einen Beitrag zum Klima-
schutz zu leisten. Die qualitative Diskus-
sion im Rahmen der Konferenz zeigte, 
dass die CO2-Bepreisung von den Teil-
nehmenden im Grundsatz als sinnvolles 
Steuerungsinstrument anerkannt wurde 
– insbesondere deshalb, weil sie dem 
Verursacherprinzip entspricht: Wer mehr 
CO2 emittiert, soll auch mehr zahlen. Die-
se direkte Verantwortungszuschreibung 
wurde als legitim empfunden und mit 

Abbildung 3: Wahrgenommene Verteilung der aus der Finanzierung der Klimapolitik resultieren-
den Belastung. Quelle: eigene Darstellung basierend auf Kalkuhl et al., 2026, n = 2.711

Abbildung 4: Präferierte Quelle zur Finanzierung von Klimaschutzmaßnahmen. 
Quelle: eigene Darstellung basierend auf Kalkuhl et al., 2026, n = 2.711

37 Um eine möglichst breite Vielfalt an Perspektiven zu gewährleisten, berücksichtigte die Teilnehmendenauswahl neben 
grundlegenden Zensuskriterien auch die Einkommensverteilung sowie unterschiedliche Einstellungen zum Tempo der Klima-
politik.
38 Siehe Treichel-Grass et al. (2025).

Die Befragten wurden darüber informiert, dass der Staat Klimaschutzmaßnahmen aus verschiedenen Quellen finanzieren 
kann und wurden gebeten, das von ihnen bevorzugte Hauptfinanzierungsinstrument auszuwählen. 

Die Befragten wurden darüber informiert, dass der Staat Klimaschutzmaßnahmen aus verschiedenen Quellen finanzieren 
kann und wurden gebeten, einzuschätzen, welche Gruppe vom jeweiligen Instrument am stärksten betroffen wäre. 
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dem Wunsch nach mehr Eigenverantwor-
tung verbunden. Gleichwohl wurden Be-
denken geäußert. Einerseits könnten 
wohlhabende Gruppen durch den Preis 
nur unzureichend gelenkt werden. Ande-
rerseits würden Geringverdienende bei 
steigenden Preisen überproportional be-
lastet, hätten aber wenig Spielraum, auf 
klimafreundliche Alternativen umzustei-
gen – etwa, weil sie häufig zur Miete 
wohnen und ältere Verbrenner-PKW fah-
ren würden. Letzteres wurde insbesonde-
re in Bezug auf die ländliche Bevölke-
rung thematisiert und spielte bei den 
Personen eine Rolle, die nach der Delibe-
ration den CO2-Preis als Maßnahme wei-
terhin ablehnten. 

Die Voraussetzungen für eine breitere 
Akzeptanz der CO2-Bepreisung sind aus 
Sicht der teilnehmenden Bürgerinnen 
und Bürger eine transparente und 
zweckgebundene Verwendung der Mittel 
für klimapolitische Maßnahmen, soziale 
Ausgleichsmechanismen, beispielsweise 
ein Klimageld, sowie ein planbares CO2-
Preis-Regime, welches bestenfalls von ei-
nem Expertengremium festgelegt wird 
statt „willkürlich vom Staat“. Darüber 
hinaus sollten Förderprogramme den 
Umstieg auf klimafreundliche Technolo-
gien für die breite Bevölkerung ermögli-
chen. Nach Ansicht der Teilnehmenden 
motivieren Subventionen nachhaltiges 
Verhalten und ermöglichen, den Klima-
schutz sozialverträglich zu gestalten. 
Gleichwohl wurde kritisiert, dass einkom-
mensschwache Haushalte von bisheri-
gen Förderprogrammen häufig nicht 
profitieren, da sie die verbleibenden Kos-
ten nicht tragen können (bspw. hochprei-
sige E-Autos) oder die Zugangsvoraus-
setzungen nicht erfüllen (bspw. kein 
Wohneigentum). Um die Förderprogram-
me breiter zugänglich zu machen, soll-
ten diese Aspekte in deren Evaluierung 
einfließen, soziale Staffelung stärker zum 
Tragen kommen und der Zugang durch 
bürgernahe Informationen und einfache-
re Antragstellung erleichtert werden. 

Mit Blick auf die Dringlichkeit des Klima-
wandels hoben die Teilnehmenden her-
vor, dass bereits heute substanzielle In-
vestitionen in den Klimaschutz nötig sei-
en, um künftige Schäden möglichst zu 
minimieren. Hierfür könnten auch schul-

denfinanzierte Investitionen gerechtfer-
tigt sein. Zugleich wurde darauf hinge-
wiesen, dass nicht alle Technologien be-
reits ausgereift oder wirtschaftlich trag-
fähig seien, weshalb den Bürgerinnen 
und Bürgern eine differenzierte und se-
lektive Finanzierung geboten erschien. 
Die Teilnehmenden sprachen sich dar-
über hinaus für eine Kombination von 
Steuererhöhungen und Neuverschul-
dung zur Finanzierung von Klimaschutz-
maßnahmen aus. Abbildung 5b zeigt, 
dass die Zustimmung zu schuldenfinan-
zierter Klimapolitik nach der Deliberation 
deutlich zunahm. Steuererhöhungen 
sollten dabei vorrangig zahlungsfähige 
Gruppen betreffen, da diese häufig einen 
höheren Konsum mit entsprechend hö-
herem individuellen CO2-Fußabdruck auf-
weisen. Die Aufnahme neuer Schulden 
wird als Möglichkeit betrachtet, notwen-
dige Investitionen zeitnah zu realisieren, 
da entsprechende Mittel im Vergleich zu 
Steuermehreinnahmen kurzfristig ver-
fügbar gemacht werden können und 
nicht erst sukzessive generiert werden 
müssen. Allerdings betonten die Teilneh-
menden, dass eine staatliche Kreditauf-
nahme strengen Kriterien unterliegen 
sollte: Sie müsse gezielt für die Finanzie-
rung effizienter Klimaschutzmaßnahmen 
sowie für den nachhaltigen Ausbau der 

Infrastruktur eingesetzt werden. Perso-
nen, die eine Neuverschuldung zur Fi-
nanzierung von Klimamaßnahmen auch 
nach der Konferenz ablehnten, führten 
unter anderem an, dass zunächst „Steu-
erverschwendung“ reduziert und das 
Verursacherprinzip eher angewendet 
werden sollte. Ein weiteres zentrales Er-
gebnis der Bürgerkonferenz war, dass 
fossile Subventionen abgebaut werden 
sollten. 

Insbesondere die Diskrepanz bezüglich 
der Rolle von öffentlicher Verschuldung 
im Vergleich zum Umfrageexperiment 
unterstreicht die Relevanz von qualitati-
ven Befragungen auf, die durch Nachfra-
gen tieferliegende Motive und Begrün-
dungen hervorholen kann.40 Sowohl die 
Ergebnisse des Umfrageexperiments als 
auch der Bürgerdeliberation zeigen je-
doch übereinstimmend, dass ein großer 
Teil der Bevölkerung in Deutschland Kli-
maschutz befürwortet und grundsätzlich 
bereit ist, die Transformation mitzutra-
gen, auch wenn dadurch für sie Belas-
tungen entstehen, solange diese für alle 
bewältigbar sind. Wichtig für die gesell-
schaftliche Akzeptanz sind Fairness in 
der Ausgestaltung der Maßnahmen und 
Angebote, die ein Mitwirken ermöglichen 
und nicht nur einfordern.

Abbildung 5: Befragung zur klimapolitischen Einstellung vor und nach der Bürgerkonferenz. In 
der Bürgerkonferenz wurden die Themen im Hinblick auf Konsequenzen und Zielkonflikte disku-
tiert und Begründungen für die Einstellung argumentativ fundiert.
Quelle: eigene Darstellung basierend auf Treichel-Grass et al., 2025, n=3039

a) „Ich bin grundsätzlich bereit, höhere Kosten für Benzin, 
Diesel, Heizöl und Gas zu tragen, um einen Beitrag 
zum Klimaschutz zu leisten.“

b) „Der Staat sollte sich verschulden, um den Klimaschutz 
in Deutschland zu finanzieren“

39 Da nicht alle Bürgerinnen und Bürger die Fragebögen korrekt ausgefüllten, fiel die auswertbare Antwortrate (Zahl der 
Beobachtung „n“) pro Fragebogen geringer aus als die eigentliche Teilnehmendenzahl. 
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Klimaschutz bringt nicht nur aufgrund 
vermiedener Klimaschäden erheblichen 
wirtschaftlichen Nutzen. Eine ambitio-
nierte Politik erhöht den gesellschaftli-
chen Wohlstand auch durch ihre Beiträ-
ge zur nationalen wie europäischen Si-
cherheits- und Gesundheitspolitik. Ob-
gleich ein international einvernehmliches 
Bekenntnis zu mehr Klimaschutz die 
größte Wirkung entfalten würde, ist be-
reits unilaterales Handeln durch 
Deutschland und die EU mit messbaren 
Gewinnen für Wirtschaft und Gesell-
schaft verbunden. Für ein Gelingen der 
Klimapolitik ist eine bewusste Ausgestal-
tung des klimapolitischen Instrumenten-
mixes entscheidend. 

Dieser muss nicht ausschließlich auf be-
reits existierenden Instrumenten basie-
ren. Das vorliegende Kurzdossier zeigt, 
dass die Verteilung von Kosten – sowohl 
innerhalb als auch zwischen Generatio-
nen – auf verschiedenste Weise ausge-
staltet werden kann. Bei der politischen 
Auswahl aus den vorgestellten Politikin-
strumenten sind nicht nur individuelle 
Kosten für Bürgerinnen und Bürger, son-
dern auch gesellschaftliches Gerechtig-
keitsempfinden von Bedeutung. Optima-
le politische Entscheidungen sind daher 
nicht zwangsläufig mit einer einfachen 
wirtschaftlichen Kostenminimierung 
gleichzusetzen. Aus diesen Erkenntnis-
sen lassen sich verschiedene Handlungs-
empfehlungen ableiten. 

Erstens kann eine angemessene und ge-
rechte Verteilung der Kosten von Klima-
politik über die Zeit durch Verschuldung 
im Rahmen einer sogenannten grün-gol-
denen Regel erzielt werden. Diese bietet 
im Vergleich zu anderen Verschuldungs- 
und Investitionsregeln eine missbrauchs-
sichere Operationalisierung, die potenzi-
elle Neuverschuldung direkt an klimapo-
litische Zielerreichung knüpft. Somit wird 
der starken Forderung der Bürgerinnen 
und Bürger Rechnung getragen, Ver-
schuldung nur im direkten Zusammen-
hang mit klimawirksamen Maßnahmen 
zu gestatten. 

Zweitens erscheint eine Kompensation 
der Kosten durch die CO2-Bepreisung 
und Transformationskosten unerlässlich. 
Dazu bedarf es einheitlicher Definitionen 
und entsprechender Indikatoren zur 
Messung und Identifikation besonders 
belasteter Bevölkerungsgruppen. Die 
Ausarbeitungen im aktuellen deutschen 
Nationalen Energie- und Klimaplan sind 
dafür noch nicht ausreichend. Punktuelle 
Entlastungsmaßnahmen ohne ein ein-
heitliches Verständnis von Betroffenheit 
könnten andernfalls gesellschaftliche 
Akzeptanz untergraben. Neben Kompen-
sation können auch moderate Förder-
programme für Investitionen und Betrieb 
klimafreundlicher Technologien einen 
entscheidenden Beitrag leisten. Zusätz-
lich reduzieren Instrumente wie Stan-
dards, Förderprogramme für erneuerba-
re Technologien und Investitionsabga-

5. SCHLUSSBETRACHTUNG
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Verteilung den Menschen häufig zu-
nächst nicht bewusst sind. Entsprechen-
des Wissen muss zuerst durch eine klare 
Kommunikation des Instrumentariums 
und der zugrundeliegenden Evidenz ge-
schaffen werden. Darüber hinaus ist die 
Einbindung der Bevölkerung durch Deli-
berationsprozesse essentiell für eine 
breite gesellschaftliche Akzeptanz. Diese 
kann nicht automatisch über die Verwen-
dung eines bestimmten Instruments 
oder einer einzelnen Maßnahme erreicht 
werden. 

ben auf fossile Technologien (in Form ei-
nes vorgelagerten CO2-Preises) den zur 
Zielerreichung benötigten CO2-Preis. Ge-
rade die Vermeidung der Kosten im Be-
stand durch Maßnahmen, die direkt an 
der Investitionsentscheidung ansetzen, 
entschärft damit einen zentralen Vertei-
lungskonflikt und greift damit einen ent-
scheidenden Vorbehalt gegenüber der 
CO2-Bepreisung aus der Bürgerdelibera-
tion auf.  

Drittens ist eine transparente Berück-
sichtigung der Perspektiven der Bürge-
rinnen und Bürgern im politischen Ent-
scheidungsprozess erforderlich. Dies 
stellt eine erhebliche Herausforderung 
dar, da Zielkonflikte, Kosten und deren 
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